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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage des Abgeordneten Dr. Fritz Schumann (Kroppenstedt) 
und der Gruppe der PDS/ Linke Liste 
— Drucksache 12/4221 — 


Übertragung des Vermögens der DDR in DM-Werte 


1. Bestätigt die Bundesregierung, daß der Staatsvertrag zwischen der 
DDR und der Bundesrepublik Deutschland über die Währungs-, 
Wirtschafts- und Sozialunion vom 18. Mai 1990 das ausschlag- 
gebende Dokument für die Überführung des Vermögens der DDR 
per 1. Juli 1990 in DM-Werte ist? 

Welche Abweichungen gibt es davon? 


Es trifft zu, daß der Staatsvertrag vom 18. Mai 1990 das ausschlag- 
gebende Dokument für die Umstellung von Forderungen bzw. 
Guthaben und Verbindlichkeiten von Mark der Deutschen Demo- 
kratischen Republik in Deutsche Mark ist. Der Staatsvertrag 
wurde durch den Einigungsvertrag sowie das Gesetz über die 
nachträgliche Umstellung von Kontenguthaben vom 24. Juli 1992 
(BGBl. I 1992 S. 1389) ergänzt. 


2. Wurden durch die Bundesregierung die notwendigen Maßnahmen 
veranlaßt, die sichern, daß die damit befaßten offiziellen Stellen 
einschließlich der Treuhandanstalt die Vorgaben dieses Vertrages 
einhalten? 

Welche Maßnahmen wurden dazu veranlaßt? 


In Ausführung des Staatsvertrags vom 18. Mai 1990, Anlage I 
Artikel 7 Abs. 3 hat die Bundesregierung in Zusammenarbeit mit 
der Regierung der ehemaligen DDR ein Gesetz über die Eröff- 
nungsbilanz in Deutscher Mark und die Kapitalneufestsetzung 
vorgelegt, das die Grundsätze über die Neubewertung der Ver- 
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mögensgegenstände und Schulden festlegt (D-Markbilanzge- 
setz). Das Gesetz ist mit dem Einigungsvertrag vom 31. August 
1990 in Kraft getreten. 

Auf dieser Grundlage haben die Treuhandanstalt und ihre Unter- 
nehmen die Vermögensgegenstände sowie Schulden in Deutsche 
Mark neu bewertet und die D-Mark-Eröffnungsbilanz zum 1. Juli 
1990 aufgestellt. 

Der Bundesregierung sind keine Verstöße offizieller Stellen gegen 
den Staatsvertrag bekannt. 


3. Sind der Bundesregierung Verstöße gegen die Regelungen des 
Staatsvertrages zwischen der DDR und der Bundesrepublik Deutsch- 
land über die Währungs-, Wirtschafts- und Sozialunion vom 18. Mai 
1990 bekannt? 

Was geschieht bei Verstößen? 

Der Bundesregierung ist eine Vielzahl von Fällen bekannt, in 
denen der Verdacht auf Verstoß nichtstaatlicher Stellen gegen die 
Bestimmung des Staatsvertrages vom 18. Mai 1990 besteht. Dies 
trifft in hohem Maße auch auf den Mißbrauch der Vorschrift über 
die Währungsumstellung zu. 

Die Bundesregierung hat alle erforderlichen Maßnahmen ergrif- 
fen, Verstöße gegen den Staatsvertrag aufzudecken und rechts- 
widrig umgestellte Guthaben sicherzustellen. Zu diesem Zweck 
wurden insbesondere die Ermittlungen der Prüfbehörde Wäh- 
rungsumstellung intensiviert. Zur Verbesserung der rechtlichen 
und verwaltungsmäßigen Voraussetzungen des Mißbrauchsver- 
fahrens hat die Bundesregierung außerdem den Entwurf eines 
Gesetzes gegen rechtswidrige Handlungen bei der Währungsum- 
stellung beschlossen, der dem Gesetzgeber vorliegt (Währungs- 
umstellungsfolgengesetz) . 

Im übrigen wird auf die Antwort zur Kleinen Anfrage betr. Eigen- 
mittel der Banken der DDR (Drucksache 12/4222, Frage 4) ver- 
wiesen. 
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